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VON WIGBERT GERLING

Bremen. Der Bremer Wirtschaftswissen-
schaftler André Heinemann hat die rot-
grüne Haushaltsplanung kommentiert und
dem Senat geraten, gegenüber dem Bund
die genannten Ausgaben für Flüchtlinge
„genau aufzuschlüsseln“. Je mehr die Be-
wertungen von Bremen und dem Stabili-
tätsrat in Berlin auseinandergingen, desto
größer werde das Risiko, dass das Bundes-
land in den kommenden Jahren den Kurs
zur Haushaltssicherung nicht mehr einhal-
ten könne. Als die Landesregierung am
Dienstag die Planungen für 2016 und 2017
vorgestellt hatte, waren unter anderem für
beide Jahre zusammen fast 600 Millionen
Euro als Kosten für die Unterbringung und
Integration einkalkuliert. Bewertungen zur
Haushaltsplanung gab es unter anderem
auch vom DGB und von den Bürgerschafts-
fraktionen der SPD und der Linken.

André Heinemann betonte, es sei im
Grundsatz verständlich, dass Bremen die
Ausgaben, die aus der Flüchtlingspolitik re-
sultierten, getrennt vom normalen Haus-
halt ausweise. Zugleich verwies er auf das
Abkommen, das Bremen mit dem Bund ge-
schlossen habe, um die hansestädtische
Haushaltskonsolidierung mit Begleitung
des Stabilitätsrats in Berlin zu schaffen. Vor
diesem Gremium müsse Bremen „sehr de-
tailliert“ nachweisen können, dass die ein-
geplanten 325 Millionen Euro für dieses

und 270 Millionen Euro für das kommende
Jahr für die Flüchtlinge gebraucht würden.
Schon eine „geringfügige Interpretations-
differenz“, so der Wissenschaftler, berge
ein Risiko für Bremen und könne die Sanie-
rung beeinträchtigen. Es sei keineswegs be-
reits abgemacht, dass der Stabilitätsrat die
Summen in voller Höhe anerkenne.

Aus Sicht des SPD-Fraktionsvorsitzen-
den Björn Tschöpe ist der Haushaltsent-
wurf „eine sehr gute Grundlage für die wei-
tere Diskussion“. Die Planung gebe „einen
konkreten Rahmen vor“ und setze zum Bei-
spiel bei der Bekämpfung der Langzeit-

arbeitslosigkeit „deutlich sozialdemokrati-
sche Schwerpunkte“. In der parlamentari-
schen Haushaltsberatung, die voraussicht-
lich zum Sommer abgeschlossen werden
soll, werde sich die SPD-Fraktion darüber
hinaus „einerseits für den Bereich Inneres
und in erster Linie für den Bildungsbereich
stark machen müssen“, so Tschöpe. Insbe-
sondere dort sähen die Sozialdemokraten
übereinstimmend mit dem grünen Koali-
tionspartner „tatsächlich noch Nachbesse-
rungsbedarf“.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund Bre-
men-Elbe-Weser erklärte, er befürworte

die „Benennung eines gesonderten flücht-
lingsbezogenen Haushaltsbudgets“. Auf
diese Weise könne der „Kurs zur Stabilisie-
rung“ eingehalten werden. Die Vorsit-
zende Annette Düring betonte, der Senat
habe damit „einen mutigen und zugleich
erforderlichen Kurs eingeschlagen“. Die
im Zuge der „Flüchtlingsbewegungen un-
umgänglichen Kosten entziehen sich ein-
deutig der Kontrolle des Staates“. Forde-
rungen nach einem „schlanken Staat“
seien aus Sicht des Gewerkschaftsbundes
„nicht zielführend“. Die Vorsitzende: „Die
personelle Decke im öffentlichen Dienst ist
dünn, der finanzielle Rahmen zu eng ge-
steckt, um alle Aufgaben zu erledigen.“

Klaus-Rainer Rupp, finanzpolitischer
Sprecher der Linksfraktion, kommentierte
den Entwurf der rot-grünen Landesregie-
rung unter anderem mit dem Hinweis,
gegen die Abtrennung der Flüchtlingsaus-
gaben sei „per se nichts zu sagen“. Die
Fraktion sei auch „absolut damit einver-
standen, das akut benötigte Geld über Kre-
dite aufzunehmen“. Gleichzeitig berge das
Ausklammern von Ausgaben „Nachteile,
die sich nicht weginszenieren“ ließen.
Rupp: „Wir brauchen langfristige Lösun-
gen und tragfähige Investitionen in die so-
ziale Infrastruktur der beiden Städte. Über
Nebenhaushalte, die in Berlin genehmigt
werden müssen, lässt sich dies genauso we-
nig erreichen wie über die mittlerweile gän-
gigen Nachtragshaushalte“.

VON SARA SUNDERMANN

Bremen. Seit sieben Monaten leben Mus-
tafa und Abbas in Bremen, und genauso
lange warten sie darauf, dass sie endlich
zur Schule gehen können. Deutsch lernen,
unter Leute kommen, loslegen, das wün-
schen sie sich. Jetzt haben sich die beiden
16-Jährigen zusammengetan und einen Of-
fenen Brief geschrieben, an die Bildungsbe-
hörde, an die Bremer Regierung. „Wir wol-
len etwas tun für diese Gesellschaft, die
uns so sehr geholfen hat. Wir möchten
nicht umsonst leben, wir möchten arbei-
ten“, schreiben sie. „Wir wollen unsere Ta-
lente entdecken und diesem Land etwas zu-
rückgeben. Wir sind voller Hoffnung, dass
die Regierung auf dieses Problem aufmerk-
sam wird und uns einen Schulplatz gibt,
dies ist unser größter Wunsch.“

Mustafa und Abbas haben auf Dari ge-
schrieben und auf Englisch, dann wurde
ihr Brief von ehrenamtlichen Helfern ins
Deutsche übersetzt. Die beiden Verfasser
haben sich viele Gedanken gemacht, wes-
halb Schule wichtig ist. „Früher haben die
Menschen in Höhlen gelebt, heute fliegen
wir durch die Luft, reisen zum Mond und
haben Fahrzeuge, die sich unter Wasser be-
wegen“, sagt Mustafa. „All das ist nur
durch Wissen und Bildung möglich.“

Der einzige Weg, wirklich Deutsch zu ler-
nen, ist in der Schule, sagt Abbas. „Wenn
man für sich alleine die Sprache lernen
will, ist es fast unmöglich.“ Die Schule sei
nicht nur ein Ort zum Lernen: „Du bist dort
in der Gesellschaft, dort lernst du die Kul-
tur so schnell kennen“, sagt er mit ernstem
Gesichtsausdruck.

Den Brief haben inzwischen mehr als 90
Jugendliche in Bremen unterschrieben, die
in verschiedenen Stadtteilen unterge-
bracht sind. Sie alle haben noch keinen
Schulplatz. Es sind Jugendliche aus Gam-
bia, aus Guinea und Sierra Leone, aus Alge-
rien, Syrien, Pakistan und dem Irak.

Was Mustafa sich von Bremen erhofft
hat? „Ich habe gehofft, dass ich einen ruhi-
gen Ort zum Leben finde, einen stillen Ort,
wo ich nicht die Explosionen von Bomben
höre“, sagt Mustafa. „Und ich habe ge-
hofft, dass ich hier zur Schule gehen kann.“
Er möchte gerne Elektroingenieur werden.
Und sein Freund Abbas wollte auch des-
halb gerne nach Bremen kommen, weil er
sich für Flugzeugbau interessiert.

Mustafa und Abbas sind ohne Familie
nach Deutschland gereist. Kennen gelernt
haben sie sich in der Bremer Erstaufnahme-
einrichtung. Danach wohnten sie ab Som-
mer mit Dutzenden anderer Jugendlicher
in einer Turnhalle in Borgfeld. „Anfangs
waren wir dort hundert Jugendliche, im-
mer sechs in einem Raum, der nach oben
zur Halle geöffnet war“, erzählt Mustafa.
„Es war laut, vor Mitternacht haben wir
nicht geschlafen.“

Anfang Februar wurde die Turnhalle als
Noteinrichtung aufgelöst, Mustafa und Ab-
bas konnten in eine individuellere Unter-
kunft umziehen. Doch einen Schulplatz ha-
ben sie noch immer nicht, ebenso wenig
wie einen dauerhaften Vormund. So wie
sie warten viele geflüchtete Jugendliche
seit Monaten auf einen Schulplatz: Nach
einer Umfrage der Sozialbehörde gehen
mehr als 600 minderjährige Flüchtlinge

nicht zur Schule – und diese Zahl bezieht
sich nur auf die Jugendlichen, die ohne Fa-
milie in Bremen sind. Hinzu kommen die
schulpflichtigen Flüchtlingskinder und Ju-
gendlichen, die mit ihren Eltern nach Bre-
men gekommen sind.

Und nicht nur bei den Schulplätzen hakt
es, sondern auch bei den ersten Verwal-
tungsschritten: das Erstgespräch mit dem
Jugendamt und die Schätzung des Alters
der Jugendlichen. Die Registrierung durch
die Polizei. Und die Meldung beim Stadt-
amt, die bis vor Kurzem Voraussetzung
war, um Jugendliche für einen Schulplatz
anzumelden. Bei jedem Schritt dauere es,
sagt Katharina Mild von der Koordinations-
stelle Ehrenamtliches Engagement.

Was Mustafa und Abbas erleben, näm-
lich dass alles dauert, das erfahren viele ge-
flüchtete Jugendliche in Bremen. Dabei
warten vor allem diejenigen, die schon

lange hier sind. Denn die unbegleiteten
Minderjährigen, die jetzt nach Bremen
kommen, werden von den Behörden vor-
rangig behandelt. Das bestätigt die Innen-
behörde. Der Grund: Fast alle Jugendli-
chen, die seit November ankommen, kann
Bremen an andere Bundesländer abgeben.
Doch junge Flüchtlinge an andere Bundes-
länder weiterzuleiten, sei nur möglich,
wenn die ersten Schritte von Jugendamt,
Polizei und Gesundheitsamt innerhalb
einer Woche stattfinden, bestätigt die So-
zialbehörde. Deshalb durchlaufen die neu
ankommenden jungen Flüchtlinge ein be-
schleunigtes Verfahren, während diejeni-
gen, die wie Mustafa und Abbas schon seit
Monaten hier sind, oft warten müssen.

Landesregierung soll Ausgaben für Flüchtlinge aufschlüsseln
Appell des Wirtschaftswissenschaftlers André Heinemann an den Senat / Kommentare zum rot-grünen Haushaltsentwurf

VON ANNICA MÜLLENBERG

Bremen. Auf dem Gelände des Klinikums
Bremen-Ost an der Züricher Straße wird
eine Traglufthalle für 100 Flüchtlinge auf-
gebaut. Nach dem Plan der Sozialbehörde
soll die Notunterkunft von Anfang Mai bis
Ende Oktober genutzt werden. Einziehen
werden vorwiegend Familien aus Syrien
und Afghanistan. „Die Menschen, die bis-
her in der Blockdieker Heinz-Thiele-Halle
leben, kommen an den neuen Standort. Die
Turnhalle wird dann wieder freigegeben“,
kündigte Petra Kodré von der Sozialbe-
hörde an.

Von den 100 Anwohnern, die zu einer
Einwohnerversammlung kamen, fürchten
einige um die Sicherheit. Die Polizei be-
tonte jedoch, die Sorgen seien unbegrün-
det. „Ich bin überrascht von den wenigen
Fällen. Es ist nichts Beunruhigendes zu be-
richten“, sagte Kontaktpolizist Heinz-
Christof Blume. Beiratssprecher Wolfgang
Haase (SPD) riet dazu, die Flüchtlinge ken-
nenzulernen, um Ängste abzubauen. „Ich
habe mehr als 100 getroffen. Sie wollen
schnell die Sprache lernen und allein für
ihren Lebensunterhalt sorgen. Es gibt
nichts zu befürchten.“

An einem öffentlichen runden Tisch tau-
schen sich Lokalpolitiker, Träger und das
Personal in den Unterkünften regelmäßig
aus. Ziel sei eine zügige Integration der Ge-
flüchteten. Damit die Bemühungen zum Er-
folg führen, seien auch die Anwohner ge-
fragt, so Ortsamtsleiter Ulrich Schlüter. Er
geht davon aus, dass bis Ende des Jahres
1100 Flüchtlinge in Osterholz leben wer-
den. Neben den vier bestehenden Unter-
künften sind vier weitere im Entstehen
oder in der Planung.

Lesen Sie den kompletten Brief in
der deutschen Übersetzung.
Anleitung zur Live-App auf Seite 2.

Mustafa und Abbas warten seit sieben Monaten auf einen Schulplatz. Weil sie noch nicht volljäh-
rig sind, zeigen wir ihr Foto anonymisiert. FOTO: FRANK THOMAS KOCH

Der Wissenschaftler
André Heinemann ap-
pelliert an den Senat,
die angekündigten
Ausgaben in dreistelli-
ger Millionenhöhe für
Flüchtlinge gegen-
über dem Berliner
Stabilitätsrat genau
aufzuschlüsseln.
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VON SARA SUNDERMANN

Bremen. Vier Grundschulen sollten dieses
Jahr zur Ganztagsschule werden. Dafür
sind Mittel im Haushalt vorgesehen. Doch
weil die Planung sehr kurzfristig war, wird
letztlich in diesem Jahr nur eine einzige
Grundschule den Ganztag einführen: die
Schule an der Uphuser Straße in Osterholz.
Sie soll im Herbst als offene Ganztags-
schule starten. Das hat die Bildungsdeputa-
tion am Mittwoch beschlossen.

Der Hintergrund: Bremen will Ganztags-
angebote ausbauen. Es ist parteiübergrei-
fender Konsens, dass Ganztagsschulen die
Chancenungleichheit von Kindern ab-
bauen und bei ihren Eltern die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf verbessern sol-
len. Ganztagsschulen werden auch als ein
Instrument gesehen, um frühzeitig etwas
gegen Armut zu tun. Dahinter steht die An-
nahme, dass Kinder bessere Chancen auf
eine gute Bildung haben, wenn man es
nicht nur ihren Familien überlässt, ob die
Schüler zum Beispiel nachmittags bei den
Hausaufgaben unterstützt werden.

CDU: Enttäuschendes Ergebnis
Dass jetzt nur eine einzige Grundschule in
diesem Jahr umgestellt wird, ist für die
CDU Anlass zu scharfer Kritik: „Dieses Er-
gebnis ist über alle Maßen enttäuschend“,
sagt der Abgeordnete Thomas vom Bruch.
„Das wichtige Reformvorhaben des Ganz-
tagsausbaus wird verstolpert, die rot-grüne
Koalition läuft ihren eigenen Zielen hinter-
her.“ Dieses Ergebnis reihe sich ein in die
jüngsten Ereignisse von „Pleiten, Pech und
Pannen in der Bildungspolitik“, so vom
Bruch. Damit spielt er an auf über 600 feh-
lende Schulplätze für minderjährige Flücht-
linge und die anfängliche Weigerung, Vor-
kurse an Privatschulen einzurichten.

Auch in der Grundschule, die dieses Jahr
den Ganztag einführen soll, gab es zu-
nächst Probleme: Dort drohten die Räume
für das Mittagessen und für Nachmittagsan-
gebote wegzubrechen. Denn diese Räume
beanspruchte der Eigenbetrieb Kita Bre-
men für sich, berichtete die Leiterin der
Grundschule zuletzt besorgt. „Uns wurde
signalisiert, das Raumproblem sei lösbar“,
sagte am Mittwoch Annette Kemp, Spre-
cherin der Bildungsbehörde.

Kein Zwang zum Ganztag
Klar ist nun: „Keine Schule soll von oben ge-
zwungen werden, zur Ganztagsschule zu
werden.“ Das betonte Matthias Güldner
für die Grünen. Und das machte auch Bil-
dungssenatorin Claudia Bogedan (SPD)
deutlich: „Für viele Schulen ist die Zeit für
den Ganztagsausbau zum nächsten Schul-
jahr einfach zu kurzfristig. Es macht keinen
Sinn, den Schulen den Ganztag überzustül-
pen.“ Drei weitere Grundschulen, die in
diesem Jahr Ganztagsschulen werden soll-
ten, hatten dies zuletzt abgelehnt (wir be-
richteten). Der Grund: Es fehlte an Zeit für
die Umstellung, an Räumen, an frühzeitig
bereitgestelltem Geld für zusätzliches Per-
sonal. Bogedan betonte, ein Grund dafür,
dass der Großteil der Grundschulen nun
erst 2017 in den Ganztag starten werde,
seien die langwierigen Beratungen über
den Bremer Haushalt. Die finanziellen Rah-
menbedingungen für den Ausbau seien da-
durch lange unklar.

Staatsrat Frank Pietrzok (SPD) kündigte
an, die Weiterentwicklung der Horte sollte
künftig besser mit dem Ausbau der Ganz-
tagsschulen abgestimmt werden. „Das
wäre ein Lichtblick“, sagte Pierre Hansen
vom Zentralelternbeirat. Der Elternvertre-
ter wies darauf hin, dass zuletzt oft Hort-
plätze für Schulkinder weggebrochen
seien, während gleichzeitig neue Ganztags-
schulen auf sich warten ließen.

Um Internetrecht geht es in einem Vortrag
an diesem Donnerstag, 10. März, in den
Räumen der Ambulanten Versorgungsbrü-
cke, Humboldtstraße 126. Norbert Frank
und Lovis Wambach von der Verbraucher-
zentrale Bremen sprechen über die juristi-
sche Situation im Netz. Beginn ist um 15
Uhr. Der Eintritt beträgt fünf Euro.

„Neue Chancen in Krisen entdecken“ lau-
tet der Titel eines Talkabends im Univer-
sum, Wiener Straße 1, am Freitag, 11. März.
Ab 19 Uhr kommen zwei Trauerbegleiterin-
nen, die Regisseurin Hanna Henigin und
Rafael Fuchsgruber zu Wort. Der Eintritt be-
trägt 5 Euro inklusive eines vorherigen Be-
suchs der Sonderausstellung „Ey Alter“
zwischen 18 und 19 Uhr.

Um geflüchtete Frauen dreht sich eine
Podiumsdiskussion des Bremer Rats für In-
tegration und des Frauenvereins Bella-
donna am Freitag, 11. März. Es diskutieren
Gudrun Fischer vom Bremer Verein Refu-
gio, Arso Gürtekin, Leiterin des Übergangs-
wohnheimes Klinikum Mitte, und Marjan
Amiri, eine junge Geflüchtete aus Afghanis-
tan. Beginn ist um 18 Uhr im Europapunkt
Bremen, Am Markt 20.

Bücher rund um Politik gibt die Bremer
Landeszentrale für politische Bildung ab.
Die Landeszentrale stellt ihren Betrieb am
Osterdeich 6 ab Mitte März ein und zieht in
die Birkenstraße 10. Interessierte können
aussortierte Fachbücher von Donnerstag
bis Sonnabend, 10. bis 12. März, am Oster-
deich 6 kostenlos mitnehmen.

Wohnen in der
Traglufthalle

Notunterkunft entsteht in Osterholz

STADTUMSCHAU

REDAKTION BREMEN
Telefon 0421/36713690
Fax 0421 /36711006

Mail: lokales@weser-kurier.de

Ganztagsangebot
in Osterholz

Eine Grundschule wird umgewandelt

„Wir wollen zur Schule gehen“
Zwei geflüchtete Jugendliche aus Afghanistan schreiben der Behörde einen Brief

„Wir wollen unsere Talente
entdecken und diesem Land

etwas zurückgeben.“
Mustafa und Abbas in ihrem Brief
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